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30 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz TR 
betr. Anderung der Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf die 
Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1110) in der Faſſung der Geſetze vom 
28. Januar 1925 und vom 2. Februar 1927 betreffend Anderung der genannten Verordnung G. Bl. 
N 1925 S. 14 und G. Bl. 1927, S. 53). 
Vom 5. 6. 1929. 
s S . f i a 
In der Anlage zur Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf 
die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (Geſ. Bl. S. 1110) in der Faſſung der Geſetze 
vom 28. Januar 1925 (Geſ. Bl. S. 14) und vom 2. Februar 1927 (Geſ. Bl. S. 58) betreffend An⸗ 
derung der genannten Verordnung treten folgende Anderungen ein: i 
1. Die Angaben unter I. Geſetzliche Poſtgebühren, Ziffer 3 „Druckſachen“ ſind durch folgende 
zu erſetzen: 3 
3. Druckſachen l 
bis 30 - . a er 3 Pfennige 
„ N a ee 
7 50 „ 100 g N — . * * . . . * * * ie ” . . — . 10 177 
z ! N A ĩ FR 
„ D c y ee 5 
2. Unter 1 Geſetzliche Poſtgebühren, Ziffer 4 „Geſchäftspapiere“ ſowie Ziffer 6 „Miſchſendungen“ iſt 
jedesmal die Angabe zu ſtreichen „über 500 g bis 1 kde -e 40 Pfennige.“ 
3. Die Angaben unter. I Geſetzliche Poſtgebühren, Ziffer 7 ſind durch folgende zu erſetzen: 
a 7. Päckchen 5 
8); Briefen Dis . 8 60 Pfennige 
b) Sonſtige Päckchen bis Akg.- - - .- - . 22 . 40 10 
872: 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1929 in Kraft. 
Danzig, den 5. Juni 1929. f 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


31 Verordnung 
. zur Anderung der Poſtordnung. it 
Vom 14. 6. 1929. 5 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung für die Freie Stadt Danzig vom 23. Dezember 1921 (Geſ. Bl. S. 277) wie 
folgt geändert: 0 a f N 3 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 7. 1929.) 
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1 5 1. Im 8 1 loc: Meiftgewicht uſw.“ erhalt der Abſ. I folgende Faſſung: 

8 1 Als Poſtſendungen werden zugelaſſen: 


5 1. Briefſendungen: i 

i a) geſchloſſene: Briefe bis 500 g, 
i b) offene: Poſtkarten ($ 6), 
= Druckſachen bis 500 g (8 7), 5 
* * Poſtwurfſendungen: Druckſachen bis 50 g, 1 
155 Miſchſendungen — Druckſachen und Warenproben — bis 50 g ($ 7a), 
Blindenſchriftſendungen bis 5 kg (8 7), 
Geſchäftspapiere bis 500 g ($ 8), 
Warenproben bis 500 g (8 9), 
Miſchſendungen bis 500 g (8 10), 
Bahnhofszeitungen bis 20 kg (S 23, V); 


1 . 0) geſchloſſene oder offene: Briefpäckchen bis 1 kg ($ 11, ), . 5 | 
55 ; ſonſtige Päckchen bis 2 kg ($ 11, I); | 
Er 2. Pakete bis 20 kg ($ 12); 

3 ö 3. Poſtanweiſungen (8 20); | 
3 3 Zeitungen, die der Volt zum Vertrieb übergeben werden ($ 28). 

5 Briefſendungen ſollen eine rechteckige Form haben; auch Rollenform iſt zugelaſſen. 

. 2. In demſelben $ (1) erhält der zweite Unterabſ. des Abſ. III folgende Faſſung: 


Für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehl⸗ 

betrags unter Aufrundung auf volle 5 P nacherhoben. Für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſt⸗ 

briefe⸗ und poſtkarten, wenn ſie als ſolche durch eine von der Poſt- und Telegraphenverwaltung feſtzu⸗ 
Be ſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht find, wird nur der einfache Fehlbetrag erhoben. ö 
. Niẽchtfreigemachte Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſch⸗ . 
75 ſendungen werden nicht befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Arten wird das Dop⸗ 
pelte des Fehlbetrags unter Aufrundung auf volle 5 P nacherhoben. | 


Nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Päckchen, Pakete und Wertſendungen werden nicht befördert. 
a Bei Berechnung der Nachgebühr für nicht- oder unzureichend freigemachte Poſtſendungen ſind die 
1 Beförderungsgebühren ſowie die e und die . als ein unteilbarer Ge— 
bührenſatz anzuſehen. a 
= 3. In demſelben 8 (1) erhält Abſ. IV ſothende Faſſung: 
> IV Die Poſtgebühren find in der Anlage enthalten. a 
5 4. Im 8 2 „Außenſeite“, Abſ. , iſt hinter „Bahnhofsbriefen“ zu ſetzen: und Bahnhofszeitungen 
ö | 


5. In demſelben 8 (2), Abſ. II, ift ſtatt „(S 7, VII)“ zu feßen: (S 7, VI) 
6. Im 8 3 „Aufſchrift“, Abſ. I, iſt zwiſchen dem 1. und 2. Satz einzuſchalten: 
2 ö Auf Sendungen an Abholer (8 42) fol be der Vermerk e oder „Poſtſchließ⸗ A 
DS fach Nr. . angegeben werden. a f 1 
7. In demſelben $ (3), Abf. I, iſt als ua Unterabſatz ata 1 
Die Aufſchrift kann entweder handſchriftlich oder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. f 
hergeſtellt werden. Wird die Aufſchrift handſchriftlich hergeſtellt, jo darf bei Wertbriefen ($ 14) und 
Poſtanweiſungen (8 20) nur Tinte, bei Einſchreibbriefſendungen (8 13). und verſiegelten Wert⸗ | 


5 paketen ($ 16) Tinte oder Tintenſtift, bei gewöhnlichen und eingeſchriebenen Paketen und bei unver- N 
Br 15 uten, Wertpaketen (8 16) Tinte, Tintenſtift oder Farbſtift verwendet werden. < 
55 m 3. In demſelben $ (3), Abi. III, erhalten der dritte und vierte Satz folgende Faſſung: 
5 x Ein Doppel der Aufſchrift ſoll in das Paket obenauf gelegt werden. Pakete, die aus leeren 
5 Schachteln, Kiſten, Körben oder anderen leeren Behältniſſen beſtehen, 125 über der Aufſchrift durch 


den Vermerk „Leergut“ zu kennzeichnen. 
4 29. Hinter 85 e Aaelfang zur Boftbeförberung“ iſt folgender neuer Paragraph ein⸗ 


Reim 
8 5 a Br i 5 


Briefe werben im Ortsverlehr geben dal Gebühr befördert. 

Ortsverkehr iſt der Verkehr innerhalb des Orts- und Landzuſtellbezirks des Ausgabepoſtort⸗ 2 
Liegen mehrere Poſtanſtalten in derſelben Gemeinde, ſo bilden ihre Orts- und Landzuſtellbezirke einen 
einheitlichen Ortsverkehrsbezirk. 


10 EN. 
4 1 8 
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i 9 
10. Im $ 6 „Poſtkarten“ iſt hinter Abſatz V als neuer Abſatz nachzutragen: n 
VI Poſtkarten werden im Ortsverkehr gegen ermäßigte Gebühr befördert. Über Ortsverkehr 
ſiehe $ 542. 5 ee e e ee ene et eee, 
Satz ſtatt „IX, X und XI“ zu ſetzen: VIII 


bis VII. 5 
14. In demſelben $ (7) iſt ſtatt der Abſ. IX, X und XII zu ſetzen : 
VIII Es iſt geſtattet, handſchriftlich, mit der Schreibmaſchine, mit Stempel, im Durchdruck⸗ 
oder Pausverfahren rg ERLERNTE U TUT TER 
1. eine innere mit der äußern übereinſtimmende Aufſchrift anzugeben ſowie in gleicher Weiſe Ab⸗ 
ſendungstag, Firma, Namen, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des Abſenders, feine Fernſprech⸗ 
nummer, die Telegrammanſchrift und den Telegrammſchlüſſel ſowie fein, Poſtſcheck- und Bankkonto und 
ſonſtige geſchäftliche Merk- und Kennworte nachzutragen oder zu ändern; 8 
2. offenſichtliche Druckfehler zu berichtigen / 5 17572 Wa 
3. Stellen des Druckes zu ſtreichen, Worte oder Teile des Druckes durch Anſtriche hervorzuheben 
und zu unterſtreichen; ö . . 5 : 
4. Ziffern an offen gelaffenen Stellen des gedruckten Wortlauts nadzutragen; | 
5. Ziffern zu ändern; m \ „ | 
6. ſonſtige Anderungen im Wortlaut ſowie Nachtragungen an beliebiger Stelle vorzunehmen. 
Dieſe Anderungen und Nachtragungen dürfen jedoch zuſammengezählt nicht mehr als 5 Worte uſw. 
umfaſſen und müſſen in leicht erkennbarem ſachlichen Zuſammenhang mit der gedruckten Mitteilung ſtehen. 
Diaurch die Anderungen und Zuſatze dürfen keine Mitteilungen in verabredeter Sprache ‚entitehen. 
Es iſt ferner zuläſſig : rs RE RS El 
7. Bücher, Bilder und ſonſtige durch Druck hergeſtellte literariſche und künſtleriſche Erzeugniſſe mit 
einer einfachen Widmung zu verſehen, die Rechnung beizulegen und dieſe mit Zuſätzen über den Inhalt 
der Sendung zu verſehen; die Zuſätze dürfen nicht die Eigenſchaft einer beſonderen ſelbſtändigen Mit⸗ 
teilung habeꝛn D OT NER, 
3. Bei Bücher⸗ und Sammelbeſtellzetteln für buchhändleriſche Werke, Bücher, Zeitungen, Zeit⸗ 
ſchriften, Bilder und Noten die beſtellten oder angebotenen Werle zu bezeichnen; 5 
9. im Leihverkehr der ſtaatlichen, gemeindlichen und gemeinnützigen Büchereien untereinander und 
mit den Benutzern in den dafür üblichen Formblättern die Bücher und ſonſtigen Werke zu bezeichnen 
und kurze, den Leihverkehr betreffende Vermerke hinzuzufügen; . 5 
10. Berichtigungsbogen die Urſchrift (Manuftript) beizufügen, in den Bogen Anderungen und Zu— 
ſätze zu machen, die die Berichtigung, die Form und den Druck betreffen, und ſolche Zuſätze auch auf 
beſonderen Zetteln anzubringen; 5 5 ya 
11. Bei Quittungskarten der Invalidenverſicherung die durch die Reichsverſicherungsordnung 
vorgeſchriebenen Eintragungen vorzunehmen, die Beitragsmarken aufzukleben und die aufgeklebten Marken 
zu entwert en; 1 EN ital: eee e 
12. Bei Drucksachen, die von Berufsgenoſſenſchaften oder Verſicherungsanſtalten oder ihren 
Organen auf Grund der Reichsverſicherungsordnung abgeſandt werden und auf der Außenſeite mit dem 
Namen der Berufsgenoſſenſchaft oder der Verſicherungsanſtalt bezeichnet find, Zahlen oder Namen ein- 
Bei den unter 7 bis 12 aufgeführten Drucksachen nebſt Beilagen können auch die unter 1 bis 6 
bezeichneten Anderungen und Zuſätze angebracht werden. Wer ee e 
15. In demſelben 8 (7) iſt ſtatt des Abſ. XII zu fegen: 5 e 
IX Druclſachen in Briefform, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Brief- 
gebühr. Drudſachen in Kartenform (VI), die den Beſtimmungen nicht genügen, unterliegen der Poſt⸗ 


0 kartengebühr, wenn ſie den Beſtimmungen für Poſtkarten entſprechen. 


16. In demſelben $ (7) erhalten die Abſ. XIII und XIV-die Bezeichnungen: X und xX 
17. In demſelben 8 (7), Abſ. XIII (künftig X), iſt der zweite Unterabſatz zu ſtreichen. 
138. Hinter 8 7 „Druckſachen“ iſt folgender neuer Paragraph einzuſchalten: e 
RER: § 7a Poſtwurfſendungen. 0 
1 Die Poſt übernimmt es, unverſchloſſene, mit Sammelanſchrift verſehene Maſſendruckſachen und 
Miſchſendungen (Druckſachen und Warenproben zuſammengepackt) an beſtimmte Gattungen von Empfän⸗ 


gern, z. B. ſämtliche Haushaltungen, ſämtliche offenen Geſchäfte, einzelne Berufsklaſſen uſw. zu ver⸗ 
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92 
teilen. Die Druckſachen müſſen den Beſtimmungen im $ 7, die in den Miihjendungen befindlichen 
Warenproben den Beſtimmungen im $ 9 entſprechen, die Warenproben dürfen aber die Stärke von 
5 mm nicht weſentlich überſchreiten; ſie ſind mit den Druckſtücken zuſammen unter Umſchlag einzuliefern 
und ſo zu verpacken, daß ſie der Sendung nicht entfallen können. Das Gewicht einer Druckſache oder 
das einer Miſchſendung darf 50 g nicht überſteigen. 


II Die Mindeſtzahl einer Einlieferung beträgt im Ortsverkehr 100 Stück, im Fernverkehr 500 
Stück. Für eine Poſtanſtalt ſollen mindeſtens 10 Stück gleichzeitig vorliegen; bei einer geringeren Zahl 
iſt die Gebühr für 10 Stück zu entrichten. Jeder Einlieferung iſt ein Pflichtſtück beſonders beizulegen. 


III Auf jedem Einzelſtück iſt die Empfängergattung anzugeben, für die es beſtimmt iſt. Mehr als 
5 Empfängergattungen dürfen auf einer Poſtwurfſendung nicht angegeben werden. 


IV An welche Empfängergattungen Poſtwurfſendungen zuläſſig find, beſtimmt die Poſt. Dieſe 
trifft auch die näheren Anordnungen über die Verpackung und Einlieferung, über die Art der Ge— 
bührenerhebung, über die Beförderung ſowie über Art und Zeit der Verteilung der Stücke. Grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen iſt die Verteilung an Sonn- und Feſttagen. Die Aushändigung an die Em⸗ 
pfangsberechtigten erfolgt nach den Grundſätzen für die Aushändigung gewöhnlicher Briefſendungen. 
Nach- und Rückſendung findet nicht ſtatt. Auf Rückgabe zuviel gelieferter Stücke hat der Abſender keinen 
Anſpruch. Ergibt ſich bei der Prüfung am Beſtimmungsort eine größere Stückzahl als bei der Ge⸗ 
bührenerhebung zugrunde gelegt iſt, ſo iſt der Abſender zur Nachzahlung des rag Gebührenteils 
verpflichtet. 


V Eine Gewähr für fehlerloſe Verteilung und für Verteilung zu einer beſtimmten Zeit oder 
innerhalb einer beſtimmten Friſt wird nicht übernommen. Für verlorengegangene Sendungen oder be— 
ſchädigte Stücke wird kein Erſatz geleiſtet. 

VI Ausgeſchloſſen von der Verteilung find Sendungen politiſcher oder religiöfer Art; im übrigen 
ſ. 8 4, 1 

19. Im $ 8 „Geſchäftspapiere“ erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: 

IV Geſchäftspapiere, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr. 

20. Im 8 10 „Miſchſendungen“, Abſ. I, iſt unter Ziffer 2 zu ſetzen ſtatt „1 kg“: 500 g 

21. In demſelben $ (10) erhält der Abf. III folgende Faſſung: 

III Miſchſendungen, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr. 

22. Der $ 11 „Päckchen“ erhält folgende Faſſung: 

i 8 11 Päckchen. 

I Als Briefpäckchen ſind offene und geſchloſſene Sendungen im Gewicht bis zu 1 kg zu⸗ 
gelaſſen, die ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Brief- 
poſt eignen. Die Sendungen dürfen 25 em lang, 15 em breit und 10 em hoch oder 30 em 
lang, 20 cm breit und 5 em hoch fein; in Rollenform dürfen fie 30 em in der Länge und 
15 em im Durchmeſſer nicht überſchreiten. Die Aufſchrift muß den augenfällig hervor— 
tretenden Vermerk „Briefpäckchen“ tragen. 


II Als ſonſtige Päckchen werden offene und geſchloſſene Sendungen im Gewicht bis zu 2 kg 
zugelaſſen, die ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung in Säcken 
eignen. Die Sendungen dürfen 40 em lang, 25 em breit und 10 em hoch oder 50 em lang, 
20 em breit und 10 em hoch fein; in Rollenform dürfen fie 75 em in der Länge und 10 cm 
im Durchmeſſer nicht überſchreiten. Die Aufſchrift muß den augenfällig hervortretenden 
Vermerk „Päckchen“ tragen. 


Bei Päckchen (I und II) find Überſchreitungen der Höchſtmaße bis zu 1 em in einer 
Richtung auf Koſten der andern zugelaſſen. Die Sendungen dürfen briefliche Mit- 
teilungen enthalten. Die Aufſchrift kann auf der Umhüllung ſelbſt ſtehen oder ganz auf 
geklebt oder ſonſt haltbar befeſtigt ſein. Die Benutzung von Fahnen für die Aufſchrift 
iſt nicht geſtattet. ber die Zuſtellung durch beſondere Boten (Eilzuftellung) |. 8 22. 

IV Einſchreiben (§ 13), Nachnahme (8 19) und das Verlangen eines Rückſcheins (8 26) ſind 
bei Briefpäckchen (), Wertangabe ($ 14) iſt bei allen Päckchen (I und II) unzuläſſig. 


V Päckchen (I und II), die den Beſtimmungen nicht entſprechen, werden nicht befördert. Der 
ö Vermerk „Briefpäckchen“ bleibt unbeachtet, wenn die Sendung den beſonderen Bedingungen 
für dieſe Päckchen (I) nicht entſpricht. 


II 
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VI Die Einlieferung gewöhnlicher Päckchen (I und II) wird auf Antrag gegen Entrichtung 
einer Gebühr beſcheinigt. 

VII Für den Verluſt oder die Beſchädigung gewöhnlicher Päckchen (I und II) wird kein Erſatz 
geleiſtet. Für eingeſchriebene oder mit Nachnahme belaſtete Päckchen (II und IV) regelt ſich 
die Erſatzleiſtung nach den Vorſchriften für gleichartige andere Briefſendungen. 

23. Im 8 12 „Pakete“ erhält der Abſ. V folgende Faſſung: 

*Die Einlieferung gewöhnlicher Pakete wird auf Antrag gegen Entrichtung einer Gebühr be— 
ſcheinigt. Dieſe Gebühr wird jedoch nur dann erhoben, wenn die ganze Einlieferungsbeſcheinigung voll⸗ 
ſtändig von der Poſt ausgefertigt wird; hat der Einlieferer die Einlieferungsbeſcheinigung in einem Poſt⸗ 
einlieferungsbuch oder in einem Poſteinlieferungsverzeichnis oder auf einem Formblatt zum Poſtein⸗ 
lieferungsſchein vorbereitet, ſo wird für die Beſcheinigung eine Gebühr nicht erhoben. 

24. In demſelben $ (12) iſt hinter Abſ. VI als neuer Abſ. nachzutragen: 

VII Für ſperrige Pakete wird ein Zuſchlag von 100 v S der Paketgebühr erhoben. Welche 

Sendungen als Sperrgut anzuſehen ſind, beſtimmt die Poſt. a 
25. Im § 13 „Einſchreibſendungen“ erhält der Abſ. I folgende Faſſung: 

I Briefſendungen und Palete können eingeſchrieben werden; ausgenommen ſind Zeitungspakete 
(§ 12, VI), Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen ($ 23) und Briefe mit Zuſtellungsurkunde (§ 25). 
Über Einſchreiben bei Päckchen ſ. §S 11, IV. 

26. Im $ 14 „Wertſendungen“, Abſ. I, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

Briefe und Pakete können unter Wertangabe befördert werden; ausgenommen ſind Päckchen 
($ 11), Zeitungspakete ($ 12, VI), Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen ($ 23) und Briefe mit Zu⸗ 
ſtellungsurkunde (§ 25). 

27. Im 8 18 ,„Poſtaufträge“, Abſ. XI, erhält der erſte Satz des dritten Unterabſ. unter Nr. 1 
folgende Faſſung: 5 

Die Einlöſungsfriſt wird nicht gewährt, wenn auf der Poſtauftragskarte „Sofort zurück“ oder 
„Sofort an N. in N.“ oder „Sofort zum Proteſt“ vermerkt iſt. 

28. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ erhält der Abf. I folgende Faſſung: 

I Poſtnachnahme ift bis 1250 Gulden einſchließlich bei Briefſendungen und Paketen zuläſſig. 
Ausgenommen find Zeitungspakete ($ 12, VI), Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen (8 23) und 
Briefe mit Zuſtellungsurkunde (§ 25). Über Nachnahme bei Päckchen ſ. $ 11, IV. 

29. Im $ 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt in Abi. Wals 2. Satz einzufügen: Bei Karten mit Nach⸗ 
nahme iſt dem Empfänger auf Verlangen die Einſichtnahme zu geſtatten. 
30. In demſelben 8 (19), Abſ. VII, erhält der zweite Unterabj. folgende Faſſung: 
Die Einlöſungsfriſt wird nicht gewährt, wenn die Aufſchrift (bei Paketen auch die Nachnahme⸗ 
Paketkarte) den Vermerk „Sofort zurück“ oder eine ähnliche Angabe enthält. 
31. Im 8 20 „Poſtanweiſungen“, Abſ. III, erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 
Die Poſtanweiſung iſt vom Abſender auszufüllen. 
32. Im 8 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt in der Überſchrift nachzutragen: 
und Bahnhofszeitungen 
33. In demſelben 8 (23), Abſ. III, iſt zu ſtreichen: auf der Rückseite den Namen des Abſenders. 


34. In demſelben $ (23), Abſ. III, it der letzte Satz zu ſtreichen. 

35. In demſelben 8 (23), Abſ. V, iſt an drei Stellen, Abſ. VI, zweiter Unterabſatz, an einer 
Stelle, dritter Unterabſatz, vorletzte Zeile, an einer Stelle, ferner Abſ. VII, an drei Stellen ſtatt 
„Zeitungs-Bahnhofsbriefe“ zu ſetzen: Bahnhofszeitungen 

36. In demſelben $ (23), Abſ. VI, erſter Unterabſatz, ſowie dritter Unterabſatz, erſte Zeile, iſt 
ſtatt „in Zeitungs-Bahnhofsbriefen“ zu ſetzen: als Bahnhofszeitungen. 

37. In demſelben 8 (23) iſt hinter Abſ. VII als neuer Abſ. nachzutragen: 

VII über die Unzuläſſigkeit des Einſchreibens, der Wertangabe und Nachnahme bei Bahn— 
hofsbriefen und Bahnhofszeitungen ſ. $ 13, 14 und 19. 
38. Im 8 24 „Dringende Pakete“ iſt am Schluß des Abſ. II hinzuzufügen: 
Über die Zuſtellung durch beſondere Boten (Eilzuſtellung) |. § 22. 
Abſ. III iſt zu ſtreichen. 
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89. In demſelben 8. (24). iſt als ne 8 Abf. bi hinzuzufügen: 
III Für dringende Pakete wird die dreifache Paketgebühr erhoben 
6 40. Im 8 26 „Rüdichein‘‘ erhält der Abi. I folgende Faſſung: 
I Der Abſender eines Pakets oder einer Wert- oder Einſchreibſendung kann verlangen, daß ihm 
oder einer anderen Perſon die Beſcheinigung des Empfängers (Rückschein) überſandt wird. Bei Zeitungs- 
paketen (8 12, VI) iſt das Verlangen eines Rückſcheins nicht zuläſſig. Über ſeine Der a. 9 25 
chen ſ. $ 11, IV. | „ 
41. Im, 80 29 „Ort der Eintieferung“ erhält Abſ. VII folgende Faſſung: i Fe 
5 VII Für Einſchreibbriefſendungen, Pakete, Poſtanweiſungen „Zahlkarten und Wertbriefe, die der 
Landzuſteller auf ſeinem Zuſtellgang annimmt (V), iſt außer der Beförderungsgebühr und den ſonſtigen 
Gebühren für jede Sendung eine beſondere Einſammlungsgebühr vom Abfender vorauszuentrichten. 


42. Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändiger ſind“ iſt am Schluß des Abi. V einzu⸗ 
ſchalten: 
Kann die Erſatzuſteſlung an eine dieſer Perſonen ebenfalls nicht erfolgen, ſo können gewöhnliche 
Briefſendungen, gewöhnliche Pakete und unverſiegelte Wertpakete auch an ſonſtige als zuverläſſig be⸗ 
kannte Hausbewohner oder Hausnachbarn ausgehändigt werden. Über die Zuſtellung wird in; ſolchen 
Fällen, ſoweit möglich, eine Benachrichtigung in der Wohnung des Empfängers hinterlaſſen. 
43. In demſelben 8 (88), Abſ. XI, iſt vor „gewöhnliche Pakete“ einzuſchalten: Päckchen (8 11. IV), 
44. In demſelben § (38) erhält Abf. XII folgende Faſſung: 

XII Sendungen an Militärperſonen und Schutzpolizeibeamte in eee an 
Angeſtellte und Arbeiter größerer Geſchäftsbetriebe oder Behörden, an Kranke in Krankenanſtalten jo- 
wie an Zöglinge in Erziehungs- und Unterrichtsanſtalten uſw. werden nach beſonderem Abkommen mit 
der zuſtändigen Behörde oder Leitung an Beauftragte ausgehändigt. 

45. In demſelben $ (38) ſind die Abſ. XIII und XV zu 1 die . Abſ. XIV a XVI 
erhalten die Nummern XIII und XIV. 
46. Im 8 40 „Poſtlagernde Sendungen“, Abl. I, erhält 3 erſte Sat 1 055 Gaſſung: 

I Poſtſendungen mit dem Vermerk „Poſtlagernd“, mit Ausnahme der Briefe mit Zuſtellungs⸗ 
urkunde (8 25) werden bei der Beſtimmungspoſtanſtalt aufbewahrt; jedoch iſt die Poſt berechtigt, 
Pakete mit dem Vermerk „Poſtlagernd“ unter Erhebung von Paketzuſtellgeld ($ 36, IV) dem Em⸗ 
pfänger ins Haus ſenden Guſtellen) zu laſſen, wenn er im Orts- oder Landzuſtellbezirk der N 
poſtanſtalt anſäſſig iſt. 

47. Im § 42 „Abholen der Sendungen“, Abſ. 15 iſt hinter „Poſthilſttellen“ nadautragen: und 
Poſtagenturen mit einfacherem Betrieb 

48. Im 8 45 „Behandlung unbeſtellbarer ae am b Beſtimmunosort“, Abf. I, iſt Statt 
„($ 38, X)“ zu ſetzen: ($ 38, XI) 

49. In demſelben $ (45) iſt am Schluß des Abſ. II als neuer Unterabſatz nachzutragen: 

Bei Nachnahmekarten iſt dem Empfänger auf Verlangen vor feiner Erklärung über An— 
nahme oder Annahmeverweigerung die Einſichtnahme zu geſtatten. 


50. In demſelben § (45), Abſ. V, iſt als neuer, letzter Unterabſatz nachzutragen: 


Solange keine abweichende Verfügung des Abſenders vorliegt, iſt die Beſtimmungspoſtanſtalt 


zur nachträglichen Aushändigung oder Nachſendung eines unzuſtellbar gemeldeten Pakets an den Em⸗ 
pfänger berechtigt. 
51. In demſelben $ (45), Abi. VI, iſt hinter dem Wort „Sendung“ e 
ſofern ſie nicht dem Empfänger nachträglich ausgehändigt worden iſt, 5 
52. Im $ 47 „Laufſchreiben über Poſtſendungen, uſw.“, Abſ. III, it am Sutz nachzu⸗ 
tragen: 

Die Gebühr für die e von Doppeln zu Poſteinlieferungsſcheinen iſt jedoch nur 
fällig, wenn das ganze Doppel vollſtändig von der Poſt ausgefertigt wird. Hat der Einlieferer das Doppel 
in einem Poſteinlieferungsbuch oder einem Poſteinlieferungsverzeichnis oder auf einem Wee zum 
Poſteinlieferungsſchein vorbereitet, ſo wird die Gebühr nicht erhoben. 

53. Im $ 50 „Zahlung der . it im Abſatz V am Schluß des erſten Unterabl. nach⸗ 
zutragen: 

Nachforderungen an zuwenig bezahlten Gebühren verjähren A eines Sahıs nach der 
Einlieferung der Sendung. At 


we 8 e 2 18 u 
„ 3 


* 


4 


r 


EEE 


BE TEEN TE BEE, SIDE EN 
cc 


I =” zu s1 1, IV gehörende Anlage der Boftrbuung abel aha Bang: 
eisen der ongenihren“ | 


Bot i Gebühr 


ordnung Anmerkungen 


var 


Briefe 
a) im Ortsverkehr 
( a ee an 
über %% VV m re 
„ ie 
b) im Fernverkehr : 
x MER 
err 1 8 SE REES 3 
250 


2 | Poitlarten 
e nn a 
b) im Fernverkeaa t ne 


3Druckſachen 


„55 (8 
4 Blündenſchriftſendungen bis zum Höchſtgewicht von 5 kg 


5 Poſtwurfſendungen 
a) Druckſachen 15 
1 


e 
b) Miſchſendungen — Druckſachen und Waren- 
proben — bis 50g. 
6 Geſchäftspapiere 
über 250 „ 500 gg HR, 
7 Warenproben 
über 0 „ 500 n 


8 Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäfts⸗ 
papiere und Warenproben) 

I 0 

über 250 „ 500 g 


9 Brieſpäckchen bis 1 k.. 
10 Sonſtige Päckchen bis 2 kg. 


11 [Einlieferungsbeſcheinigung 
a) über ein gewöhnliches Päckchen oder ein Aewöhn⸗ 

ce . ee 

b) über mehrere gewöhnliche Päckchen oder gewöhn⸗ 

liche Pakete (Sammeleinlieferungsbeſcheinigung) 

an einen Empfänger } 

an mehrere Empfänger je 
Höchſtgebühnr r 
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Wertſendungen 5 14 u. 16 
1. Die Briefgebühr (Nr. 1) oder die Paketgebühr 
Nr. 


2. Die Einſchreibgebühr (Nr. 13) — nur für Wert⸗ 
briefe und verſiegelte Wertpakete — 
3. Die Verſicherungsgebühr 
a) für Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete 
für je 300 G der Wertangabe 
mindeſtens 
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15 |Boftanfträge / 
Wagen en >... 39, AV, 

16 [Nachnahmen 19, XI 
%%% a an une Hate Ziffer 5 

17 [Poſtanweiſungen 20 
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Poſt⸗ 


ordnung 


20, XV, 
Ziffer 1 
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„ 1000 G für je 200 G oder einen Teil davon 
„ RENTE ARTEN 


19 [Poſtkreditbriefe 


für je 100 G des Kreditbriefbetrags .. 
Mind a TR A RER : 


20 9 bei Vorauszahlung der Gebühr durch den 
bſender 


1. für jede Brieſſendung uſw. im Ortszuſtellbezirk. 
in Lanz uſtelldezirr k 


2. für Pakete l(einſchl. der Paketkarten) im Orts⸗ 
r en ae ne 


aneh a 


Briefſendungen, die mit andern Eilfendungen an 
denſelben Empfänger abgetragen werden, für 
jede Sendung 


21 | Bahnhofsbriefe 
für den Kalendermonaae e 
für die Kalenderwoche 


22 | Bahnhofszeitungen 
(außer der Zeitungsgebühr) 

1. Grundgebühr für jede aufgegebene Beſtellung 
oder für jede Anmeldung der für einen Empfänger 
beſtimmten Stücke 5 Zeitung monatlich 

2. Einzelgebühr 

a) bei täglich einmaligem oder ſeltenerem 
Erſcheinen einer Zeitunng g 

b) für jede weitere Ausgabe am Tage 
c) für jede tägliche oder ſeltenere Ausgabe der 
nur für die zweite Hälfte eines Monats 
angemeldeten Stucke 
(Für jedes Stück der monatlich einmal 
oder ſeltener erſcheinenden Zeitungen iſt 
jedoch die volle Gebühr unter a zu erheben.) 
d) für jede 5 5 oder ſeltenere Ausgabe 


* EEE 


für jedes 
ee 
monatlich 


unangemeldet verſandter Stücke, gleichviel 
an welchem Tage mit der Verſendung be⸗ 
gonnen worden iſ t. 5 
23 Förmliche Zuſtellun g 25, VII, 
Ziffer 2] —. 
24 Rückſcheine 
falls bei der Einlieferung verlangne 26, II — 20 
falls nachträglich verlanggnn et. 26, IV — 40 


Poſt⸗ 


ordnung 
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25 [Zeitungen 157 
a) Zeitungsgebühr für wöchentlich einmaliges oder 
ſelteneres Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe 
in der Woche von Zeitungen im durchſchnittlichen 


Nummergewicht ö 
bis 30 f monatlich. 
übe 80 „ 50) . 
VVV 
00%, ee g 
250.1, 500 ꝶ ũ6lñ[lñwclf . 
JJ) A 


für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen 
die Hälfte davon, mit der Maßgabe, daß für 
Zeitungen, die ſeltener als monatlich erſcheinen, die 
Zeitungsgebühr nur für die Monate zu erheben iſt, 
in denen eine Zeitungsnummer herausgegeben 
worden iſt. 

b) Gebühr für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften 
(Höchſtgewicht einer Nummer 30 f im Durchſchnitt) 
vierteljährliche. C 


Berjpätet aufgegebene Zeitungsbeſtellungen 


Nachlieferung von Zeitungen 3 
Außergewöhnliche Zeitungsbeilagen 
ür je 25 g eines Beilageſtücks, das die Eigenſchaft 
einer Drucksache haet 
für je 25 g eines Beilageſtücks, das die Eigenſchaft 

einer Warenprobe hae „ 
für je 25 g des Geſamtgewichts von zuſammen⸗ 

gehörigen Druckſachen und Warenproben 


Annahme von Poſtſendungen durch die Zuſteller 
1. für die von Ortspaketzuſtellern angenommenen 
3 Pabet e ẽ „ 
2. 5 die von Landzuſtellern angenommenen Sen⸗ 
ungen und zwar 
a) für Einſchreibbriefſendungen, Poſtanweiſungen. 
und Peribrieſfſf e 
b) für Pakete bis 2¼ kg einſchl. ih 
e) für ſchwerere Pakete. 


Einlieferung von Einſchreibſendungen njw. außerhalb 
der Poſiſchalterſtunden 


Nachträgliche Belastung einer Sendung mit Nach⸗ 
BE 


Patetzuitelung A 
für jedes Paket bis 2 ̃kg ; 
für jedes Paket über 2, ̃Kg + - 5 
für jedes Zeitungspaket . 
bie // 
ie / ee ee 


Beförderung verſchloſſener Taſchen, monatlich 
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39 
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Gegenſtand 


Zeitungszuſtellung a 36, VII 
a) bei monatlich einmaligem Erscheinen euer 
b) bei monatlich zweimaligem Erſcheinen 
c) bei häufigerem als monatlich zweimaligem, . 
aber wöchentlich einmaligem Erſcheinen 
d) für jede weitere Ausgabe in der Woche „ 


C f 


e) für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften 
% T 38, III 
, Ra 40% V. 
Poſtlagerkarten, monatlich .. ee 
Nachfrage nach poſtlagernden Sendungen außerhalb | 40, VII 

der Poſtſchalterſtunden 3 FF a 
Lagern von Paketen Ka 41,1 

täglich Jͤͤã ðV) TE re i 
Hoöchſtſatz E TTT | 
Abholungserllärungen Er 23 . 


Beſondere Ablommen wegen Prüfung der Empfaugs⸗ 
ie chtigung des Aöhelers x 5 n . 
für Ausfertigung des Abkommens 3 42 11 
10 Poſtausgabegebühr bei Prüfung der Empfangs-] 42, V 
berechtigung des Abholenden auf Grund des 
beſonderen Abkommens monatlich. 


Schließfächer 42, VI 
a) für ein gewöhnliches Schließfach, monatlich 
b) für ein größeres Schließfach, monatlich 


geitungsüberweiſun en im Orts: und een 44, VI 


und Zeitungsumſchreibungen . und 33, X 


Unzuſtellbarkeitsmeld ung 45, IV 
Laufſchreiben JC 47, 1 


Ausfertigung von Ernie zu Poſteinlieferungsſcheinen,] 47, III 
u Beſcheinigungen über Zeitungsgeld und zu vom 
mpfänger verlorenen Poſt- und Zahlungsanweiſungen 


Beſcheinigungen über gezahlte Erſatzbeträge - 47, III 
de monatlich für jeden vollen oder angebrochenen] 50, VI 


r EL de We re 


Vorſtehende Anderungen treten am 1. Juli 1929 in Kraft. 
Danzig, den 14. Juni 1929. 


Der Senat der Aer Stadt Set 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 
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32 EHEN und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, ban hiermit derkündek wird: 


Drittes Geſetz 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 
Vom 13. 6. 1929. 


5 Artikel l. 
Das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz wird wie folgt geändert: 
1. 8 49 erhält folgende Faſſung: 
10 849, 

Die Wartezeit dauert 60 Beitragsmonate. Sind weniger als 30 Beitragsmonate auf Grund 
der Verſicherungspflicht nachgewieſen, fo beträgt die Wartezeit 90 Beitragsmonate. 

2. 8 328 in der Faſſung des erſten Geſetzes über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung vom 3. März 
1926, Geſ. Bl. S. 73, erhält folgende Faſſung: 
§ 328. 

Als berufsunfähig im Sinne des $ 25 gilt auch, wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat 
und ſeit mindeſtens einem Jahre ununterbrochen arbeitslos iſt. 

Das Ruhegeld wird für die weitere Dauer der Arbeitsloſigkeit gewährt. Es wird nicht ge- 
zahlt, ſolange der Verſicherte die volle Erwerbsloſenunterſtützung auf Grund der beſtehenden 
Geſetze und Verordnungen bezieht. 

Das Ruhegeld fällt mit Ablauf des Monats weg, in dem der Empfänger in eine invaliden- 
oder angeſtelltenverſicherungspflichtige Beſchäftigung eintritt. 

Für die Anwendung der Abſätze 1 und 3 bleibt eine Beſchäftigung, die über eine gelegentliche 
Aushilfe nicht hinausgeht, außer Betracht. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 trifft mit dem Schluſſe des Jahres 1933 außer Kraft. Ein bis 
dahin . Ruhegeld wird von dieſer Terminsbeſtimmung nicht betroffen. 


Artikel II. 


Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1929 in Kraft. 


Iſt ein Antrag auf Leiſtungen vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig 9 — 
worden, ſo iſt auf Antrag zu prüfen, ob die Vorſchriften dieſes Geſetzes für den Berechtigten günſtiger 
ſind. Wird dieſe Frage bejaht oder wird es von dem Berechtigten beantragt, ſo iſt ihm ein neuer 
Veſcheid zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung kann nur bis zum Schluſſe des Jahres 1930 ge— 
ſtellt werden. 5 


Ansprüche auf Leiſtungen, für die das Feſtſtellungsverfahren am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes ſchwebt, unterliegen von dieſem Tage an den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


Nachzahlungen für die Zeit vor dem 1. Mai 1929 finden nicht ſtatt. 
Danzig, den 13. Juni 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
e 15d 1 5 Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


1 Beitritt 
Ungarns zum Übereinkommen und Statut über die Internationale Rechtsordnung der Eiſenbahnen ſo⸗ 

wie zum Abkommen und Statut über die Internationale Behandlung der Seehäfen. 

Ungarn iſt dem Übereinkommen und Statut über die Internationale Rechtsordnung der Eiſen— 
bahnen nebſt Unterzeichnungsprotokoll ſowie dem Abkommen und Statut über die Internationale Be— 
handlung der Seehäfen nebſt Unterzeichnungsprotokoll beigetreten. 

Der Beitritt zu dem Abkommen über die Internationale Behandlung der Seehäfen iſt mit dem 
wegen der Auswanderung in Artikel 12 des Statuts vorgeſehenen Rechtsvorbehalt erfolgt. 

Die Beitrittserklärungen ſind am 21. März 1929 im Sekretariat des Völkerbundes hinterlegt 
worden. 

Danzig, den 21. Juni 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 
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34 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Finanzrats 
hiermit verkündet wird: 

a | Geſet 

sur Abänderung des FRE Seen und Rörpereaftetnesneicen, 
Vom 138. 6. 1929. 
Artikel I. 


Das eee vom 27. 3. 1926 — Geſ. Bl. S. 83 — in der 8. geltenden Faſſung 
wird wie folgt geändert: 
1. § 49 erhält folgenden Wortlaut: 7 
§ 49. 
(1) Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: ü 
für die erſten angefangenen oder vollendeten 10000 G des Einkommens 10 v. H. 


oe 5 a 5000 G „ 7 12,5 „ „ 

„* » ”„ * „ 5000 8 5 ” 15 „* 
N 7 ” » „ 10000 G ”„ ” 20 NEN We 

8 „ » [7 7 10000 G 5 „ 25 „* 35 

7 77 7 » [23 ”» 40 000 G 77 » 30 » 5 7 

„ weiteren Beträge EBD 

2. Hinter 4 49 wird folgende Vorſchrift als $ 49a eingeſchaltet: 5 N 

5 S 49a. 


(1) Zu den nach den Vorſchriften des $ 49 errechneten Steuerbeträgen tritt vom 1. Zuli 1929 
ab ein Zuſchlag von 3 v. H., der gleichzeitig mit den Steuerbeträgen, von denen er berechnet wird, 
zu entrichten iſt und Beſtandteil des „Gemeinſamen Solls“ im Sinne des Geſetzes über die gemein⸗ 
ſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen⸗, Körperſchafts⸗, eee, Gewerbe- und Umſatz⸗ 
ſteuer vom 27. 9. 1928 (Geſ. Bl. S. 207) wird. 

(2) Der Zuſchlag iſt erſtmalig von den am 15. 8. 1929 fälligen Vorauszahlungen zu entrichten. 
Bei der endgültigen Veranlagung für 1929 wird von den für das ganze Kalenderjahr 1929 feſtge⸗ 
ſetzten Steuerbeträgen der halbe Zuſchlag erhoben. 

3) Die nach Hinzurechnung des Zuſchlags ſich ergebende Einkommenſteuer iſt auf volle durch 
20 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 

3. § 58 wird mit Wirkung vom 1. Juli 1929 geſtrichen. 
4. Hinter $ 58 wird folgende Vorſchrift als 8 58 a eingefügt: 


8 58a. 


(1) Zu den nach 8 58 errechneten Steuerbeträgen tritt vom 1. Juli 1929 ab ein Zuschlag von 
3 v. H., der gleichfalls vom Arbeitslohn einzubehalten und gleichzeitig mit den Steuerbeträgen, von 
denen er berechnet wird, zu entrichten iſt. 


(2) Die nach Hinzurechnung des Zuſchlages einzubehaltenden Steuerbeträge ſind in der Weiſe 


abzurunden, daß Beträge bis zu 2¼ Pfennige fortfallen, über 2¼ Pfennige auf volle 5 Pfennige nad), 


oben abgerundet werden. 
5. § 83a erhält folgenden Zuſatz als Abſatz 2: 

(2) Von dem tatſächlichen Aufkommen der Einkommenſteuer für die Zeit nach dem 1. Juli 1929 
erhält der Staat vorweg die aus dem Zuſchlag zur Einkommenſteuer (8 49a und § 58 a) fließenden 
Mehrerträge. 

Artikel ll. 


Das Körperſchaftsſteuergeſetz vom 27. 3. 1926 (Geſ. Bl. S. 102) nd wie een geändert: > 
1. $ 11 Abſ. 1 erhält folgenden neuen Wortlaut: 
$ 11. 
a; Die Steuer beträgt 
für die Steuerpflichtigen nach S 2 Abſ. 1 Ziff. 1 15 v. H. 


„ „ 77 „ 8 2 Abſ. 1 Ziff. II 10 n n 
des Einkommens. 


2. Hinter $ 11 wird folgende Borfäeift als $ 11 a ee 
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(1) 31 1 den a den Borſchriften bes 8 11 errechneten ER, tritt vom 1: Juli 1929 

ab ein Zuſchlag von 3 v. H., der gleichzeitig mit den Beträgen, von denen er berechnet wird, zu ent- 

richten iſt und Beſtandteil des „Gemeinſamen Solls“ im Sinne des Geſetzes über die gemeinſchaftliche 
Erhebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts-, Vermögens-, Gewerbe- und nat e vom 
he 9. 1928 (Gel. Bl. S. 207) wird. 
1 (2) Der Zuſchlag iſt erſtmalig von den am 15. Auguſt 1929 fälligen Vötaüssahkängen zu ent⸗ 

richten Bei der endgültigen Veranlagung für 1929 wird von den für das ganze Kalenderjahr 5 5 
feſtgeſetzten Steuerbeträgen der halbe Zuſchlag erhoben. 

(3) Die nach Hinzurechnung des Zuſchlags nach Abſ. 1 ſich ergebende Körperſchaftsſteuer it auf 

volle durch 20 Pfennige teilbare Beträge nach unten 5 

ö Artikel III. 8 Er 

Das Geſetz tritt, ſoweit nichts Beſonderes vörgeſchrieben i, mit ſeiner wennde 115 folgender 

Maßgabe in Kraft: 
Die Vorſchriften des Artikels N Ziff. 1 und Artilels Ih Ziff. 1 ‚finden. 8 Anwendung bei 
der endgültigen Veranlagung zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer für das Kalender (Wirt⸗ 

ſchafts⸗ Jahr 1929, Die Einkommen- und Körperſchaftsſteuervorauszahlungen für 1929 ſind gelegent⸗ 

lich der endgültigen Einkommen- und Körperſchaftsſteuer-Veränlagung für 1928 entſprechend den neuen 

Vorſchriften gemäß § 82a des Einkommenſteuergeſetzes zu berichtigen. 

Artikel IV. 
Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſebes erläßt der Senat. 
Danzig, den 18. Juni 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Kamnitzer. 


35 nein Be Senat haben e Geſetz beſchloſſen, das Kerne dale 1 5 re - 
Geſetz 
au e des ede betr. den Forſtdiebſtahl vom 15. uu 10185 ©: e. S. 22. 
2 \ Vom 14. 6. 1929. g 


t l 1 


Artikel J. f eee N 
Das Geſetz betreffend den Forſtdiebſtahl vom 15. April 1878 (G. S. S. 229 l in der Sas des 
e vom 30. September 1921 (Geſ. Bl. S. 166), des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſ. Bl. 
S. 561), des Geſetzes vom 28. September 1923 (Ge). Bl. S. 999), der Verordnung vom 23. Oktober 
1923 (Geſ. Bl. S. 1101) und der Verordnung vom 25. Januar 1927 e S. 49) wird wie 
folgt 1 a 
00 1. 8. 10, wird durch folgende e "erlebt: 
7575 19 . Soweit dieſes Gejeb nicht. abweichende Bestimmungen, enthält, pte die darin 
28 mit Strafe bedrohten Handlungen den Beſtimmungen des He und des erſten 
Nie Abſchnitts des Jugendgerichtsgeſetzes. 5 
ö 15 In 812 Abf. 2 werden die Worte „und wegen Mangels der zur Erkenntnis der Strafbar⸗ 
keit ſeiner Tat erforderlichen Einſicht freizuſprechen iſt“ erſetzt durch die Worte „jedoch 
deshalb nicht ſtrafbar iſt, weil er zur Zeit der Tat nach, ſeiner geiſtigen oder ſittlichen 
ten gien zur Entwickelung unfähig war, das Angeſetzliche der Tat Fine oder feinen Willen dieſer 
nr Einſicht gemäß zu beſtimmen.“ f 5 
3. f 20 erhält am Schluß folgenden Zusatz:: 5 
„und diejenigen des zweiten Abſchnitts des Zuge oer die ene 25 b 
u In $ 30 Satz 1 treten an die Stelle des Wortes „nicht“ die Worte „nur doch 898 Be- 
5 ſtimmungen der Strafprozeßordnung und des 8 39 des Jugendgerichtsgeſetzes “. 
10 eat Der Satz 2 erhält folgende Faſſung: „Dem Antrag auf Erlaß des Strafbefehls 
| oder der Anklageſchrift iſt ein Auszug aus dem e ($ 26) Wee 85 
Artikel ll. e 
5 Der Senat und ermächtigt, das Geſetz betr. den e im Geſebblatt neu zu veroffent⸗ 
at lichen. 5 
Danzig, den 14. Juni 1929. . 3535300 
eigen" Der Senat der Freien Stadt dene, eee 
Dr Sahm.“ Dr. Euert. ier Bi 5 
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MA d Verordnung, „ 
is zur Durchführung des $ 7 des Beriorgungsgefehes. UN Bar BER 
Vom 21. 6. 1929. *VVVVFVCV URL 
Auf Grund des 8 114 di Geſetzes über die Verſorgung der Wüctterſbner und ihrer 1 
bliebenen bei Dienſtbeſchädigung vom 12. Mai 1920 (RV.) übernommen durch Danziger Geſetz bom 
26. 1. 1923 (Geſ. Bl. S. 185) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. November ‚1988 5 85 
Bl. S. Bi wird zur Durchführung des 8 7 dieſes Geſetzes folgendes verordnet: 7 
Ar tie! 
8 05 A tienes 173 ii 5 1197 51 
An Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln Tiefert. 858 Staat: N 
a) künſtliche Glieder mit Zubehör, nahende, den dafür beſtimmten Bandagen und Ar⸗ 
N beitsanſätzen, 5 
b) Geſichtserſatzſtücke (3. B. tünſtliche Augen, tünſtliche Naſen i und ohne Brille, küuſtliche 
Ohrmuſcheln und ähnliche Erſatzſtücke), künſtliche weg Gebiſſe, a Gaumen⸗ 
platten, eee und ee ee 17 
e) Perücken, nn eee 
d) kantiſche Finger ß . JJ 
e) Stützapparate, ö 5 . 3 
) orthopädiſches Schuhwerk, 5 ö 
g) Bruchbänder, Suspenſorien, Urinale, Plattfußeinlagen, Krampfaberbinbe, Gummiſtrümpfe, 
h) Krücken, Krankenſtöcke und dazu erforderliche . a 
i) Krankenfahrſtühle, Selbſtfahrer, i 8 
k) Brillen, Fernrohrbrillen und Lupen, 
) Hörapparate, Abzeichen für Schwerhörige, 

m) Blindenuhren, Blindenabzeichen, 

n) außergewöhnliche Kleidungsſtücke, deren Tragen infolge Per Beschädigung ots üt, 
wie Stumpfſtrümpfe, Trikotſchlauchbinden, wollene Handſchuhe oder gefütterte Lederhand⸗ 
ſchuhe für verſtümmelte oder gelähmte Hände, Arbeitshandſchuhe für ee Hände, 
ene eee . 

8 2 5 Was 1255 Fan 2 
Ferner werden bei anerkannter Notwendigkeit gewährt: 75 „ 
a) Winterhandſchuhe für Blinde mit Führerhunden, m Träger von zwei Arien ober zwei 
Stöcdlen und für Inhaber von Selbſtfahrern Ne 
b) Regenmäntel für Blinde, für Inhaber von Kräntenfahrtühfen. 5 Seidſtfubxert⸗ und 
für ſolche Beſchädigte, die wegen der Art und Schwere ihres Leidens 05 nur vorüber⸗ 
gehend außerſtande ſind, einen Regenſchirm zu handhaben, 
c) Schlüpfſchuhe für 9 8 8 oder dieſen eee des 5 Zuftans e 
Perſonen, 
d) Waſſer⸗ und Lufttiſen, Wolſerkiſſen für Hüft⸗ und Gefähverlebte S 
e) Erſatz der Koſten für unweſentliche durch die Beſchädigung bedingte Abäünderungen von 
Liegeftühlen, Sitzſtühlen, Fahrrädern, und ähnlichen Gegenſtänden. 


8 8. A X nz. 1 


CH“ Sala Glieder mit doppelter Bandage und oed gane Stb pppd 
künſtliche Augen und orthopädiſche Schuhe werden das erſtemal in doppelter, aller anderen Hilfs- 
mittel in der Regel in einfacher Anzahl geliefert. Bei Lieferung in doppelter Anzahl kann das zweite 
Stück in einfacher Ausstattung gewährt werden. Auf Antrag kann ſtatt eines 1 89 ein Stelz⸗ 
bein geliefert werden. 

(2) Bei der erſten Ausſtattung wird zu jedem Kunſtbein ein Paar Säuße woche. Solche 


Kunſtbeinſchuhe (Protheſenſchuhe) zählen nicht zum orthopädiſchen Schuhwerk. 


(3) Künſtliche Finger werden gewährt, wenn hierdurch. die. Greiffähigkeit der Hand. ve 
wird; außerdem aus Schönheitsgründen, wenn mehr als ein Finger fehlt. 
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60 Auf Selbſtfahrer und Krankenfahrſtühle hat der Beſchädigte keinen Anſpruch, wenn mit 


Hilfe von Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln eine ſeinen Bedürfniſſen ent⸗ 


ſprechende Gehfähigkeit erzielt werden kann. Die Gewährung von Selbſtfahrern ſetzt die Gebrauchs⸗ 
fähigkeit mindeſtens eines Armes voraus. 

(5) Den Trägern orthopädiſchen Schuhwerks Schuhe für den nichtbeſchädigten Fuß, den 
Handamputierten oder Handverletzten Handſchuhe für die nichtbeſchädigte Hand gegen Erſtattung 
eines angemeſſenen Koſtenanteils geliefert werden. Die Höhe des Betrages kann der Senat allgemein 
feſtſetzen; ſie darf im Einzelfalle bei Schuhen ein Drittel, bei Handſchuhen die Hälfte des Preiſes 


für ein Normalmaßſchuhpaar oder für ein Paar Fabrikhandſchuhe gleichen Materials nicht über⸗ 
ſteigen. Bedürftigen Beſchädigten kann die Bezahlung dieſes Betrags teilweiſe oder ganz erlaſſen 


werden; Zuſatzrentenempfänger gelten ſtets als bedürftig. 


. 8 4. 5 FR 
Die Hilfsmittel werden in dauerhafter, den Bedürfniſſen des Beſchüdigten angeahter Ausführung 
und Ausſtattung gewährt. 
996. 0 RO 
Die Hilfsmittel werden vom Staat koſtenfrei geliefert. Für ſelbſtbeſchaffte Hifsmittel werden die 


Koſten nur in beſonderen Fällen und nur bis zur Höhe des Betrags erſtattet, der bei einer Lieferung 


durch den Staat entſtanden wäre. 


§ 6. 

(1) Die Hilfsmittel werden mſtandgeſetzt oder erſetzt, wenn ſie durch natürliche Wbrubung ſchad⸗ 
haft oder unbrauchbar geworden ſind. 

(2) Der Senat kann für beſtimmte Hilfsmittel eine Mindeſttragezeit ſeſtſetzen. 

(3) Hat der Beſchädigte durch Mißbrauch, Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit die Beſchädigung 
oder Unbrauchbarkeit des Hilfsmittels herbeigeführt, ſo verliert er für die gewöhnliche Gebrauchszeit 
den Anſpruch auf Inſtandſetzung oder Erſatz; auch kann der Beſchädigte für den verurſachten Schaden 
haftbar gemacht werden. 

(4) Im Wiederholungsfalle kann das Hilfsmittel nach Ablauf der gewöhnlichen Gebrauchszeit 
in einfacherer Ausführung oder Ausſtattung als ſonſt üblich erſetzt oder die Erſatzleitung auf längere 
Zeit verſagt werden. 


ER 


Für die Inſtandſetzung und den Erſatz von Hilfsmitteln gelten die gleichen Grundſätze wie für die 
Beſchaffung. Bei orthopädiſchem Schuhwerk werden die Koſten der durch die gewöhnliche Abnutzung 
en Beſohlung nicht erſetzt. 


8 8. 


Hat der Beſchädigte bei Verluſt oder Unbrauchbarkeit der 1 Erſatzanſprüche gegen Dritte, 
ſo übernimmt der Staat die Koſten für die Inſtandſetzung oder den Erſatz nur gegen Abtretung 
dieſer Anſprüche. 


8 9. 


(1) Der Senat kann beſtimmen, daß ſtatt der Sachlieferung Pauſchbeträge zur Anſchaffung der 
Hilfsmittel gezahlt werden, wenn der Beſchädigte es beantragt und die Gewähr dafür bietet, daß er 
die Hilfsmittel ſachgemäß beſchafft und inſtand hält. 

(2) Der Senat kann weiter zulaſſen, daß dem Beſchädigten. ein Betrag zur Verfügung geſtellt 
wird, damit er das Hilfsmittel ohne vorherige Genehmigung ſelbſt inſtand ſetzen laſſen kann. 


8 10. 


Wird ein Hilfsmittel nicht beanſprucht oder ſeine Notwendigkeit MR anerkannt, 0 beſteht kein 
Anſpruch auf Zahlung einer Abfindung. 
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5 11. 
(1) Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch für die Gewährung, die Beſchaffung und den Erſatz 
von Führerhunden und Hundegeſchirr ſowie für die Inſtandſetzung des Hundegeſchirrs. 


(2) Bei grobem Mißbrauch, grober Vernachläſſigung und grober Mißhandlung kann der Füh⸗ 
rerhund entzogen werden. 


(3) Die Hunde ſind mit Geſchirr zurückzugeben, wenn ſie für ihre Zwecke dauernd unbrauchbar 
geworden ſind oder wenn der Beſchädigte ſtirbt. Beim Tode des Hundes iſt das Geſchirr zurück— 
zugeben. 


(4) War der Beſchädigte bei ſeinem Ableben im Beſitz eines Hundes, ſo kann der Hund ohne 
Geſchirr den Angehörigen auf ihren Antrag belaſſen werden. 


(5) Verſicherungskoſten, Gebühren, Steuern oder ſonſtige Unkoſten für das Halten des Hundes 
werden nicht erſtattet. Koſten für Arznei und Verbandmittel ſowie für tierärztliche Behandlung wer— 
den in angemeſſenem Umfang erſetzt. Der Nachweis der entſtandenen Koſten iſt vom Beſchädigten 
zu führen. 


8 12. 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1929 in Kraft. Mit dem gleichen Tage treten 
die Beſtimmungen der Verordnung zur Durchführung des § 7 des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 
3. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 574) außer Kraft. 


Danzig, den 21. Juni 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


37 Erweiterung des Handelsvertrages Polen / Vereinigte Königreiche 
von Groß⸗ Britannien und Irland. 
Auf Grund des Geſetzes betr. die Ermächtigung des Senats zur Verkündung Internationaler Ver— 
träge und Abkommen vom 21. September 1922 (Geſ. Bl. S. 444) wird folgendes verkündet: 


„Die Anwendbarkeit des zwiſchen der Republik Polen und dem Vereinigten Königreich von Groß— 
Britannien und Irland abgeſchloſſenen Handelsvertrages vom 26. November 1923, welchem die Freie 
Stadt Danzig mit Wirkung vom 1. Juli 1924 als Vertragspartei beigetreten iſt (Geſ. Bl. 1924 S. 469 
bis 484) iſt in Ausführung des Art. 8 dieſes Handelsvertrages auf die Nordkolonie des Briti— 
ſchen Borneo ausgedehnt worden.“ 


Danzig, den 14. Juni 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Jewelowski. 


Schriftleitung: Geſchäſtsſtelle des Gefepblattes und Gtantsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
Tr —§—— . —5—3:3Hið —ß—i8iiii555r58—5—5—ß5—5——ů— 
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